
geprägt von den bereits eingeschlagenen We-
gen und ihren Erfolgen. Das »mit wem« hängt
mit unserer Geschichte und mit unseren Ver-
bündeten zusammen. Wir können die Partner
nicht einfach wechseln, auch wenn einige von
ihnen mitunter Methoden anwenden, die be-
denklich sein mögen. Wir leben nun einmal in
einer europäischen Wertegemeinschaft und
in einem westlichen Bündnis. Wir können
auch in Klartext von den USA sprechen und
uns eingestehen, dass ihre derzeitige Regie-
rung in den vergangenen Jahren Fehler über
Fehler begangen hat, auch moralische und
solche, die dem Völkerrecht nach der Ansicht
vieler zuwiderlaufen. Ist dies Grund genug,
das Bündnis mit den Amerikanern aufzukün-
digen? Ist es gar Grund genug, die amerika-
nischen Vorgehensweisen als Terror zu be-
zeichnen, wie Lafontaine es tut? Wo bleibt
da die Verhältnismäßigkeit, wo das Augen-
maß? Er rückt damit die deutschen Solda-
ten, auch die bei der Operation Enduring
Freedom eingesetzten Marineangehörigen
und ihr Engagement in die Nähe von Terro-
rismus. Sein Argument: Terrorismus ist das
Töten Unschuldiger, um politische Ziele
durchzusetzen. Welch eine perfide Verdre-
hung der Tatsachen! Diejenigen, welche ab-
sichtlich Unschuldige für ihre Ziele töten und

sich damit auch noch brüsten, sind die Eliten
der oben charakterisierten Kultur. Die Solda-
ten der NATO im Süden Afghanistans dagegen
töten (von gerichtlich verfolgten Ausnahmen
abgesehen) keinen einzigen Unschuldigen ab-
sichtlich. Sie sehen sich allenfalls nicht im Stan-
de, zivile Opfer zu vermeiden und dies umso
weniger, als die Taliban sie als menschliche
Barrikaden missbrauchen oder sie in ähnlicher
Weise für ihre Zwecke instrumentalisieren. 

Mancher sich umfangreich informierende
Leser mag zu dem Schluss kommen, dass die
besagten Attacken gegen ein starkes deut-
sches Engagement für Afghanistan nur von
einer Minderheit getragen würden. Er mag
darüber beruhigt sein, dass die politische
Mehrheit sich der deutschen Mitverantwor-
tung bewusst ist. Er mag deshalb dazu neigen,
einen Kommentar, der sich mit dem Problem
in schneidender Schärfe auseinandersetzt, für
übertrieben zu halten. Meines Erachtens ist
aber die offensive Auseinandersetzung mit ei-
nem Verrat, wie er sich angesichts der Kam-
pagne »Raus aus Afghanistan« zeigt, notwen-
dig. In einem für die Zukunft des Weltfriedens
derart bedeutsamen Kampf der Kulturen ab-
seitszustehen und das Gefühl vieler Landsleu-
te auszunutzen, er gehe uns nur wenig an, ist
Defätismus und aller Verachtung wert.

Deshalb abschließend eine kurze Betrach-
tung darüber, wie weit wir denn in Deutsch-
land von der Gefahr entfernt sind und ob das
Wort des ehemaligen Verteidigungsministers
Struck, dass »Deutschland am Hindukusch
verteidigt werde« nicht einer Übertreibung
entspricht. Sollten wir uns nicht einfach da-
mit abfinden, was immer in dem so weit ent-
fernten Afghanistan stattfindet? Sollten wir
dort der Wiedereinführung des Gottesstaates
durch einen nach dem Abzug des Westens
leicht zu führenden Krieg der Taliban einfach
zusehen? Viele, die zu dieser Ansicht kom-
men, sehen nicht den Verrat an unserer Kul-
tur und gefallen sich auch noch mit dem als
Spott gedachten Zitat »Stell Dir vor, es kommt
Krieg und keiner geht hin …« Die beste Ant-
wort darauf ist die Vervollständigung des Zi-
tats (aus der Koloman Wallisch Kantate von
Bert Brecht), welches lautet »…dann kommt
der Krieg zu Euch! Wer zuhause bleibt, wenn
der Kampf beginnt, und lässt andere kämp-
fen für seine Sache, der muss sich vorsehen:
denn wer den Kampf nicht geteilt hat, der
wird teilen die Niederlage. Nicht einmal
Kampf vermeidet, wer den Kampf vermeiden
will: denn es wird kämpfen für die Sache des
Feindes, wer für seine eigene Sache nicht ge-
kämpft hat.« 
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Jan Dalheimer

Wir müssen uns fragen, wie wir die Si-
cherheit außerhalb und innerhalb
der deutschen Hoheitsgewässer

miteinander koordinieren«, sagte der Präsident
des Deutschen Marine Instituts (DMI), Vizead-
miral a.D. Lutz Feldt, zu Beginn des 7. Mariti-
men Sicherheitskolloquiums in Rostock. Zahl-
reiche Experten und hochrangige Vertreter aus
Politik, Militär und Wirtschaft nahmen am
8. August an der Fachtagung teil, die traditio-
nell kurz vor der Rostocker Hanse Sail stattfand.
Die Karl-Theodor-Molinari-Stiftung und das
Deutsche Marine Institut stellten als Veranstal-
ter die internationale Zusammenarbeit bei der
Sicherheit auf See innerhalb und außerhalb na-
tionaler Hoheitsgewässer in den Mittelpunkt.
Besonders für die Deutsche Marine ist die Si-
tuation äußerst unbefriedigend. Dürfen terror-
verdächtige Schiffe mit Kurs auf Deutschland

VVernetzung von innererernetzung von innerer
und äußerer Sicherheitund äußerer Sicherheit

Das Maritime Sicherheitskolloquium
2007 sieht Handlungsbedarf bei der
Seesicherheit

Auf dem Podium (v.r.n.l.) MdB Gerd Höfer (SPD), MdB Paul Schäfer (Die Linke),
MdB Ulrich Adam (CDU), Dr. Ulrich Bauermeister, Vizeadmiral a.D. Lutz Feldt,
Prof. Bo Huldt, Vizepräsidentin Renate Holznagel und Flottillenadmiral Klaus von
Dambrowski (Fotos: Dahlheimer)



innerhalb und außerhalb der deutschen Ho-
heitsgewässer notfalls auch mit Gewalt durch
Schiffe der Marine gestoppt und durchsucht
werden? Wer ist in einem solchen Fall über-
haupt zuständig, der Bund oder das entspre-
chende Bundesland, auf dessen Küste das ver-
dächtige Schiff zusteuert oder gar ein anderer
Staat, aus dessen Gewässern das Schiff

kommt? Soll die Polizei, deren Boote über so
gut wie keine Bewaffnung verfügen, besser be-
waffnet werden, damit sie mit Gewalt eingrei-
fen kann? Diese und zahlreiche andere Fragen
diskutierten die Teilnehmer mit den Referenten,
zu denen auch Prof. Bo Huldt, Direktor für Stra-
tegische Studien an der Schwedischen Verteidi-
gungsakademie, gehörte. 

»Wir wollen eine nationale Lösung im euro-
päischen Rahmen für diese Fragen, um den Ver-
antwortlichen und Kommandanten der betrof-
fenen Schiffe Rechtssicherheit zu geben«, sagte
Vizeadmiral a.D. Feldt gegenüber inte-
ressierten Medienvertretern.

Internationale Init iat iven
und Sicherheitsrichtl inien

Nach Grußworten von Oberbürger-
meister Roland Methling und Konter-
admiral Ulrich Otto, Amtschef des Ma-
rineamtes Rostock, eröffnete der
stellvertretende Bundesvorsitzende
des DBwV, Oberstabsbootsmann
Wolfgang Schmelzer, offiziell die Fach-
tagung. Als erster Redner präsentierte
Flottillenadmiral Klaus von Dam-
browski vom Bundesministerium der
Verteidigung in Bonn internationale
Beispiele und Lösungsansätze zur in-
neren und äußeren Seesicherheit. Seinen Bei-
trag veröffentlichen wir nachfolgend.

Die Sicherheitsaspekte bei der wirtschaftli-
chen Nutzung eines Seehafens standen im
Mittelpunkt des Vortrages von Dr. Ulrich Bau-
ermeister von der Hafenentwicklungsgesell-
schaft Rostock. Baumeister stellte die zivilen
Sicherheitsrichtlinien am Schnittpunkt zwi-
schen Land- und Seeverkehr dar, den so ge-
nannten »International Ship and Port Securi-
ty Code« (ISPS). Durch ISPS sind international
einheitliche Präventivmaßnahmen zur Ver-
hinderung von Anschlägen auf maritime Ein-
richtungen festgelegt. Das Abkommen soll
verhindern, dass Schiffe und Hafenanlagen
zur Ausübung oder Planung terroristischer
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Vorhaben genutzt werden. ISPS regelt eine
klare Aufgabentrennung zwischen staatlichen
Stellen und maritimer Wirtschaft sowie die
Beschaffung und den Austausch von Infor-
mationen.

Innere und äußere Sicherheit  im
europäischen Kontext

Als internationaler Gast referierte Prof. Bo
Huldt über die innere und äußere Sicherheit
Schwedens. Auch hier habe die Auflösung der
Sowjetunion zu einem Umdenken in der Si-
cherheitspolitik geführt. Mit der Unabhängigkeit
der baltischen Staaten sei es zu einer totalen
Veränderung der Sicherheitslage in der Ostsee
gekommen. Die wirtschaftliche Entwicklung in
dieser Region habe einen Aufschwung genom-
men, wie in kaum einer anderen Region der
Welt. Die Konflikte auf dem Balkan hätten in
Schweden, das eine lange Tradition bei UN-

Blauhelmsätzen besitzt, zu einem »operativen
Umdenken« geführt. Weg von der alt herge-
brachten schweren Bewaffnung mit einer ho-
hen Anzahl an Kampfpanzern und Kampfjets,
habe sich der Focus zu Hightech und Krisenin-
terventionen verschoben. Aufgrund der großen
Anzahl von Flüchtlingen gelte für Schweden
das Prinzip »Peace in the World = Peace at
home«. Auch in Schweden sei der Einsatz von
Sicherheitskräften, Polizei wie Militär, seit 1931
sehr umstritten. Damals hatten unzureichend
ausgebildete junge Soldaten in Panik das Feuer
auf Demonstranten in Nordschweden eröffnet
und dabei sieben Menschen getötet. Dieses Er-
eignis habe sich tief in das schwedische Ge-
dächtnis eingeprägt, sodass der Einsatz des Mi-

litärs im Inneren äußerst unpopulär wurde.
Auch die Polizei sei äußerst defensiv und pas-
siv ausgebildet und eingesetzt worden, was sich
bei den Ausschreitungen zur Tagung der EU-
Staats- und -Regierungschefs in Göteborg im
Juni 2001 negativ ausgewirkt habe. Als Folge
des 11. Septembers sei dann »eine Revolution
in der schwedischen Denkweise« eingetreten.

Durch einfache Maßnahmen kann nun das Mi-
litär zur Unterstützung der Polizei eingesetzt
werden, wobei diese in der allgemeinen Verant-
wortung bleibt. Das Militär habe weiterhin kei-
ne Verpflichtungen für einen Einsatz, könne
aber dort angefordert werden, wo die Polizei
keine Mittel und Kräfte habe. Auch die Zusam-
menarbeit mit Finnland bei der Sicherheit im
Bottnischen Meerbusen sei ein Kennzeichen
der neuen Denkweise. Ebenso wie die balti-
schen Staaten betrachte auch Schweden den
Bau einer Ölpipeline zwischen Russland und

Deutschland sehr kritisch. Bedenken
träten hier vor allem in Fragen des Um-
weltschutzes aber auch beim militäri-
schen Schutz der Pipeline in interna-
tionalen Gewässern auf. Hierbei spiele
auch die Modernisierung der Balti-
schen Flotte durch Russland eine ge-
wichtige Rolle.

Militärische Nutzungs-
möglichkeiten ziviler 
Forschungsprojekte

Renate Holznagel, Vizepräsidentin
des Landtags von Mecklenburg-Vor-
pommern, stellte als abschließende
Referentin die derzeitigen Projekte im
Forschungshafen Rostock dar. Gleich-

zeitig gab sie Einblick in die internationale Zu-
sammenarbeit im Ostseeraum und die Bedeu-
tung der maritimen Sicherheit in diesem
Zusammenhang. »Schon ein einziges Schiffsun-
glück hätte für die gesamte Region, die stark
vom Tourismus geprägt ist, katastrophale Aus-
wirkungen.« Die Bedeutung maritimer Politik
sei für Mecklenburg-Vorpommern, das Bun-
desland mit der längsten Küste in Deutschland,
lebenswichtig. Der Aufschwung des Wirt-
schaftsraums Ostsee zeige sich derzeit an der
Auslastung der Werften, die händeringend ma-
ritime Ingenieure suchen. Zahlreiche internatio-
nale Projekte seien durch Wirtschaft und Poli-
tik angeregt worden und stünden derzeit zur
weiteren Förderung durch die EU auf dem Prüf-

Lutz Feldt, Vizeadmiral a.d.
und Präsident DMI 

Roland Methling,
Oberbürgermeister Rostock 

Ulrich Otto, Konteradmiral
und Amtschef Marineamt

Wolfgang Schmelzer, Oberstabs-
bootsmann und Stellvertreten-
der Bundesvorsitzender DBwV

Blick in das Plenum



stand. »Der Ostseeraum soll ein Musterbeispiel
eines maritimen Wirtschaftsraumes werden«,
sagte Holznagel. Die maritime Forschung in der
Region sei besonders beispielhaft. Im For-
schungshafen von Rostock würden Projekte
realisiert, die auch für die militärische Nutzung
äußerst interessant seien. GNSS (Global Navi-
gation Satellite System), GALILEO (Europäi-

sches Satellitennavigationssystem) und GMES
(Global Monitoring for Environment and Secu-
rity) werden in Rostock auf verschiedene Nut-
zungsmodelle getestet. Die genaue Positions-
bestimmung im engen und viel befahrenen
Hafenbereich sei auch für die militärische Nut-
zung sehr interessant, sagte die Landtagsvize-
präsidentin. GMES ermögliche eine Überwa-
chung des Seeraums, bei der sich auch die
Marine beteiligen kann, um größere Katastro-
phen zu vermeiden oder frühzeitig zu erken-
nen.

Podiumsdiskussion
zum Thema Seesicherheit

Nach den Kurzvorträgen bot sich den Teil-
nehmern die Möglichkeit einer Podiumsdis-

kussion mit Referenten und Politikern. Als Ver-
treter des Verteidigungsausschusses nahmen
Ulrich Adam von der CDU/CSU-Fraktion,
Gerd Höfer von der SPD-Fraktion und Paul
Schäfer von der Fraktion Die Linke teil. Aus
den Diskussionsbeiträgen war ersichtlich, dass
die Teilnehmer des Kolloquiums ein Umden-
ken in der deutschen Politik forderten. Mit der

bestehenden Gesetzeslage könne nicht mehr
auf die aktuellen Herausforderungen der ma-
ritimen Sicherheit Deutschlands reagiert wer-
den. Beispiele aus den Einsätzen am Horn von
Afrika zeigten deutlich, dass den Besatzungen
vor Ort oft die Hände gebunden seien, um ver-
dächtige und unkooperative Schiffe an der
Weiterfahrt zu hindern. Besonders kritisch sei
dies beim Thema Piraterie, das in jüngster Zeit
immer mehr an Bedeutung gewinne. Auf Un-
verständnis stieß auch die ablehnende Hal-
tung der Bundesregierung in Bezug auf die
Einrichtung einer europäischen Gendarmerie.
Eine Militarisierung der Polizei sei hier nicht er-
kennbar, da bereits vor zwanzig Jahren der
Bundesgrenzschutz als verbindendes Element
zwischen äußerer und innerer Sicherheit über
eine mittelschwere Bewaffnung verfügt habe,

die es so heute bei der Polizei nicht mehr ge-
be. Kritisch hinterfragt wurde auch, warum die
Bundeswehr in den Auslandseinsätzen Aufga-
ben wahrnehme, die sie im Inland eigentlich
gar nicht durchführen dürfte. 

Abschluss auf dem
Marinestützpunkt Warnemünde

Abschließend lud die Marine in den Stütz-
punkt Warnemünde ein. Im Rostocker Hafen
nahmen zwei Marineschlepper alle Teilneh-
mer des 7. Maritimen Sicherheitskolloquiums
an Bord. Am Vorabend der Hanse Sail pas-
sierten die Schlepper auf ihrem Weg nach
Warnemünde zahlreiche Traditionssegler, die
zum Besuch des maritimen Großereignisses
in der Hansestadt festgemacht hatten. Auf
dem Stützpunkt bildete schließlich ein Mariti-
mer Empfang den Abschluss der Fachtagung.
Auch 2008 wollen die Veranstalter der Tagung
die traditionsreiche Hanse Sail nutzen, um
maritime Sicherheitsfragen in den Blickpunkt
einer öffentlichen Diskussion zu stellen.

Jan Dalheimer ist Hauptmann d.R. und Redakteur des
Deutschen BundeswehrVerbandes e.V. Im Verbandsma-
gazin »Die Bundeswehr« behandelt er die Fachbereiche
Marine, Streitkräftebasis und Heer

5
MARINEFORUM 10-2007

Klaus von Dambrowski

Die deutschen Behörden sind verant-
wortlich für eine Küstenlinie von nahe-
zu 2.400 km und ca. 8.000 Quadratki-

lometer an Territorialgewässern. Ca.150.000
Schiffe pro Jahr laufen deutsche Häfen an,
400.000 Schiffe bewegen sich pro Jahr in der
Deutschen Bucht und in den für uns relevan-
ten Teilen der Ostsee. Dieser Seeverkehr muss
sicher durch unsere Wasserstraßen geleitet
werden und hat Anspruch auf die Einhaltung
seerechtlicher Konventionen.

Die zahlreichen maritimen Aufgaben werden
von verschiedensten Behörden des Bundes
und der Länder wahrgenommen. Häufig sind
die Verantwortlichkeiten entlang den Küstenre-
gionen dezentralisiert. Die Polizeigewalt in den

Küstengewässern liegt grundsätzlich bei den
fünf Bundesländern, die ihre Aktivitäten in ei-
nem Büro in Cuxhaven abstimmen.

Die Wasserschifffahrtsdirektion (WSD) mit
verschiedenen Direktoraten und Büros ist ver-
antwortlich für die Betriebssicherheit der See-
verkehrswege sowie die Betriebssicherheit und
den Fluss des Seeverkehrs. Die WSD verfügt
über eine dezentrale Organisationsstruktur.

Im Fall sogenannter »Großschadenslagen«
oder auch bei sogenannten Sonderlagen liegt
die Verantwortung für die Koordination von
entsprechenden Maßnahmen beim Havarie-
kommando in Cuxhaven, das von Bund und
Ländern gemeinsam betrieben wird. Die Auf-
gaben der Bundespolizei (Bpol) werden haupt-
sächlich in Neustadt sowie in Cuxhaven und
Warnemünde koordiniert. Ihre Hauptaufgabe

ist der Schutz der Seegrenzen Deutschlands.
Dies umfasst z. B. den Kampf gegen illegale
Einwanderer. Die Zollverwaltung hat ihre Zen-
trale in Hamburg. Hauptaufgabe der Zollver-
waltung ist die Durchsetzung deutscher Zollbe-
stimmungen. Der Fischereischutz obliegt dem
Landwirtschaftsministerium und dessen nach-
geordneten Behörden. Es gibt Absprachen und
Vereinbarungen zwischen all diesen Behörden,
um im Problemfall koordinierte Maßnahmen
treffen zu können. 

In Deutschland ist  man noch
wenig sensibi l is ier t

Seit dem 11. September 2001 aber wird of-
fensichtlich, dass die See von all ihren Anrainern
noch unter einem weiteren Aspekt gesehen
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